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Malta & Gozo
Kulturschätze auf den Sonneninseln
Kaum ein Fleck im Mittelmeerraum vereint auf so kleinem Raum so viel Zauber 
und Vielfalt. Malta begeistert mit Palästen, barocken Kirchen und der eleganten 
Hauptstadt Valletta. Gozo, die ruhigere Schwesterinsel, zeigt sanfte Hügel,
Felsküsten und stille Dörfer. Zusammen bieten sie mediterrane Kultur und Natur.

Highlights Ihrer Reise
→ Direktf㘶üge mit KM Malta Airlines ab/bis Wien 
→ 5 Nächte im 4* AX Victoria Hotel in Sliema inkl. Frühstück
→ 4 Mittagessen und 2 Abendessen in ausgewählten Restaurants
→ Kultureller Reichtum in Valletta und den Three Cities
→ Gozos geschichtsträchtige Hauptstadt Victoria inkl. Zitadelle 
→ Ġgantija-Tempel – eine der ältesten & wichtigsten archäologischen Stätten der Welt
→ Fischerdorf Marsaxlokk, Klippen von Dingli und mittelalterliches Mdina
→ Abendessen im 1* Restaurant „Under Grain“
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Wien. Nur 35 Prozent der Bevölke-
rung finden, dass das politische
System in Österreich gut funktio-
niert. Für die sinkenden Werte
sind vor allem die Teuerung und
die Erfahrung verantwortlich,
dass die eigenen Interessen nicht
vertreten werden, so die Ergeb-
nisse des Demokratie Monitors
des Instituts Foresight. Die Hal-
tung gegenüber der Demokratie
blieb hingegen gleich: 89 Prozent
halten sie für die beste Staats-
form. Die Werte sind in den ver-
gangenen Jahren kontinuierlich
gesunken: 2018 meinten noch 64
Prozent, das politische System in
Österreich funktioniere sehr gut
oder ziemlich gut. 2024 waren es
noch 43 Prozent.

Gesunken ist die Zufrieden-
heit mit dem politischen System
in allen Bevölkerungsgruppen.
Besonders relevant dafür ist die fi-
nanzielle Situation: So denken
nur 19 Prozent im untersten Ein-
kommensdrittel, dass das System
gut funktioniert (2018: 49 Pro-
zent). Im mittleren Einkommens-
drittel glauben das 38 Prozent
(2018: 66 Prozent), im obersten
Einkommensdrittel 50 Prozent
(2018: 85 Prozent).

Menschen mit geringerem
Einkommen hätten besonders
selten Erfahrungen gemacht, die
dem Demokratie-Ideal entspre-
chen – etwa, dass jede Stimme
gleich viel zählt, so Martina Zan-
donella von Foresight-Institut. So
glauben nur 17 Prozent im un-
tersten Drittel, dass Menschen
wie sie im Parlament gut ver-
treten sind, im obersten Drittel
sind es 45 Prozent. Zudem sind sie
stärker von der Teuerung be-
troffen.

Teuerung am wichtigsten 

Die Teuerung ist für die Bevölke-
rung auch das Top-Thema: 35 Pro-
zent nannten sie als ihr derzeit
wichtigstes politisches Anliegen,
und dabei insbesondere die
hohen Lebensmittel-, Energie-
und Wohnkosten. Für 23 Prozent
sind Verteilungsfragen wie Ar-
mutsbekämpfung und Wohl-
standssicherung die wichtigsten
Anliegen. 18 Prozent nennen die
Zuwanderung – zehn Prozent äu-
ßerten sich besorgt darüber, bei-
spielsweise wegen der Integra-
tion, acht Prozent nutzten abwer-
tende Formulierungen sowie
rechtsextreme Begriffe wie Remi-
gration. (APA)

Neue Umfrage: Wer wenig
verdient, ist besonders
unzufrieden. 

Zweifel an
politischem
System steigt

I
n den Regierungsverhandlungen
war man sich grundsätzlich einig:
Um den Facharbeitskräftemangel

zu bekämpfen und Menschen länger
im Erwerbsleben zu halten, sollte das
Arbeiten im Alter attraktiviert
werden. Und zwar durch bessere
steuerliche Bedingungen für Se-
nioren, die in der Pension weiterar-
beiten wollen. Im Koalitionspro-
gramm ist festgehalten, dass das Zu-
verdiensteinkommen der Arbeit-
nehmer zur Pension mit fixen 25
Prozent endbesteuert werden soll,
der Deckel für das begünstigte Ein-
kommen sei noch zu klären. Für das
Jahr 2026 wurden 300 Millionen
Euro für das Paket budgetiert. 

Nun, Ende Dezember 2026, sieht
es nicht so aus, als könnte man schon
mit dem kommenden Jahr in die Um-
setzung des Projekts gehen. Türkis-
Rot-Pink hat das Paket nämlich
immer noch nicht geschnürt. Wie die
„Presse“ berichtete, liegt das unter
anderem daran, dass die SPÖ die
Flattax, also die 25 Prozent Fixsteuer,
nur für unselbständige Mitarbeiter
haben wollte, die ÖVP hingegen un-
bedingt auch für Selbständige. Die
budgetäre Situation tut ihr Übriges,
um die Sache zu verkomplizieren

und einen Abschluss zu verzögern.
In einem Punkt dürfte man sich

aber nun einer Kompromisslösung
annähern, die anders aussieht als im
Regierungsprogramm geplant: Statt
der Flattax soll die Erleichterung
über einen Steuerfreibetrag, den
man neben der Pension erwirt-
schaften kann, geschehen. Unter
dieser Bedingung scheint die SPÖ
auch die Einbeziehung Selbständiger
gutheißen zu können. Birgit Gers-
torfer (SPÖ), Präsidentin des Pensio-
nistenverbandes, führte dazu aus,
die Flattax wäre nur für eine geringe
Zahl an Menschen wirklich interes-
sant, weil sie sich nur bei höheren
Verdiensten wirklich auszahlt.
Darum habe man bei diesem Modell
durchaus Vorbehalte gehabt. Aber:
„Wenn man eine Lösung findet, die
für einen großen Teil interessant ist,
kann man auch Selbständige mit-
nehmen.“ 

Gerstorfers ÖVP-Gegenüber im
Seniorenrat, Ingrid Korosec, sprach
auch davon, dass von Regierungs-
seite erkannt worden sei, dass es eine
gleichzeige Besteuerung des Einkom-
mens aus der Erwerbstätigkeit und
der Pension brauche. Ansonsten
würde das Geld zunächst am Konto
landen, und später oft eine hohe
Nachzahlung nötig werden. Das wie-

noch nicht realisiert, dass eine Frau
mit 50 noch ein Drittel ihres Erwerbs-
lebens vor sich hat“, hielt Mayrhuber
fest. „Die Sicherung der Pensionen
der Zukunft hat eng mit der Beschäf-
tigungssituation zu tun“, ergänzte
Gerstorfer. Insofern müssten Arbeits-
markt- und Pensionspolitik endlich
zusammengedacht werden, damit
längere Phasen von Arbeitslosigkeit
und Teilzeit nicht automatisch in Al-
tersarmut münden. Helfen würden
etwa steuerliche Vorteile für Be-
triebe, die Frauen ab 55 einstellen,
und kostenlose Weiterbildungen. 

Das Argument, dass ältere Arbeit-
nehmerinnen besser bezahlt seien
und den Betrieben deshalb mehr
kosten würden, stimme so nicht, er-
klärte Mayrhuber. Eine sogenannte
Senioritätsentlohnung gebe es vor
allem bei Männern, die schon lange
im selben Job sind. Gerade bei
Frauen, die etwa in Karenz waren
oder oft in Niedriglohnbranchen ar-
beiten, sei der Effekt nicht ausge-
prägt. 

Um die Entwicklungen genau zu
beobachten und zu dokumentieren,
soll ab April 2026 ein quartalsmä-
ßiges Monitoring eingeführt und ver-
öffentlicht werden. Bleiben Verbes-
serungen aus, werde man sich
„wehren“, wie Korosec sagte. 

derum schrecke viele Menschen
nach dem ersten Jahr ab, weiter
neben der Pension zu arbeiten. 

Die Vorsitzende der Alterssiche-
rungskommission, Christine Mayr-
huber, ist ohnehin der Meinung, es
müsse zunächst evaluiert werden,
welche Personengruppen überhaupt
neben der Pension arbeiten, und für
wen es sich auszahlt. Bei Beziehern
einer Ausgleichszulage (umgangs-
sprachlich einer Mindestpension)
wird das Erwerbseinkommen etwa
gegengerechnet, die Ausgleichszu-
lage sinkt dann entsprechend. Es
gehe aber nicht immer nur um finan-
zielle Anreize. Es sei auch denkbar,
dass mehr Selbständige neben der
Pension arbeiten, weil sie das
Ausmaß und die Bedingungen selbst
bestimmen könnten. 

Monitoring System

In jedem Fall fordern die Senioren-
vertreterinnen ein Zustande-
kommen des Pakets dringend ein.
Ebenso einen Fokus auf Frauen über
50. Denn AMS-Daten würden zeigen,
dass die Arbeitslosigkeit von Frauen
deutlich stärker steige als jene von
Männern und Frauen über 50 über-
durchschnittlich betroffen seien:
Jede sechste arbeitslose Frau ist über
55 Jahre alt. „Unternehmen haben

Beschäftigung. Beim „Arbeiten im Alter“-Paket gibt es einen Kompromissvorschlag, der für

Selbständige und Angestellte gelten soll. Seniorenvertreter wollen einen Fokus auf Frauen über 50. 

Freibetrag statt Flattax, dafür für alle?
VON ELISABETH HOFER

Die Präsidentin-
nen des Senio-
renrats, Birgit
Gerstorfer (l.)
und Ingrid Koro-
sec, fordern die
Umsetzung des
Paketes ein. 
APA / Hans Klaus Techt
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aufgelesen

Zweifel am politischen System steigt

�
A)	 Vor dem Lesen

a)	 Nehmen Sie Stellung dazu, ob politische 
Entscheidungen Ihrer Meinung nach alle 
Bevölkerungsgruppen in Österreich in gleichem 
Ausmaß betreffen bzw. erreichen. Nennen 
Sie aktuelle Beispiele, um Ihre Argumente zu 
belegen. 

b)	 Diskutieren Sie mit Ihrer Sitznachbarin oder 
Ihrem Sitznachbarn, welche Rolle Einkommen 
und soziale Lage aus Ihrer Sicht dafür spielen 
könnten, wie Menschen das politische System 
beurteilen. 

/
B) Textbearbeitung

a)	 Lesen Sie den Artikel aufmerksam durch. 

b)	 Geben Sie wieder, wie hoch laut Artikel der 
Anteil jener Personen ist, die das politische 
System in Österreich als gut funktionierend 
bewerten.

c)	 Beschreiben Sie die Zusammenhänge zwischen 
Einkommenslage und politischer Zufriedenheit.

d)	 Arbeiten Sie heraus, welche Bevölkerungs-
gruppen besonders unzufrieden mit dem politi-
schen System sind.

e)	 Analysieren Sie, welche politischen und gesell-
schaftlichen Themen für die Bevölkerung 
derzeit im Vordergrund stehen.

f)	 Beurteilen Sie, inwiefern soziale Ungleichheit 
eine Herausforderung für das demokratische 
Grundprinzip politischer Gleichheit darstellt.

g)	 Deuten Sie auf Grundlage der im Artikel darge-
stellten Befunde den Zustand der Demokratie in 
Österreich.

s
C) Textproduktion

	 Situation: Für einen Schreibwettbewerb zum 
Thema „Demokratie und soziale (Un-)Gleich-
heit“ reichen Sie einen subjektiven journa-
listischen Beitrag ein. Ausgangspunkt ist der 
Zeitungsartikel „Zweifel am politischen System 
steigt“, welcher in der Tageszeitung „Die 
Presse“ erschienen ist. Verfassen Sie einen 
Kommentar und bearbeiten Sie dabei folgende 
Arbeitsaufträge: 
•	 Geben Sie die zentralen Informationen des 

Artikels überblicksmäßig wieder. 
•	 Analysieren Sie, welche Rolle soziale 

Ungleichheit für das Vertrauen in die Demo-
kratie spielt.

•	 Kommentieren Sie, welche Verantwortung 
Politik und Gesellschaft jeweils tragen, um 
das Vertrauen in die Demokratie zu stärken. 

	 Schreiben Sie zwischen 270 und 330 Wörter. 
Markieren Sie Absätze mittels Leerzeilen.




